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Herr Pleines, Olaf Scholz und Robert Habeck
haben ihre Besorgnis über die Truppenbe-
wegungen an der ukrainischen Grenze aus-
gedrückt. Was kann Deutschland in der ak-
tuellen Situation als EU- und NATO-Mit-
glied tun?
Heiko Pleines: Dabei kommt es darauf an,
was man erreichen will. Geht es um Prinzi-
pien? Wollen wir in dem Fall etwa zeigen,
dass in Europa Grenzen nicht mehr mit Ar-
meen bedroht oder verschoben werden sol-
len? Oder wollen wir rein pragmatisch eine
Lösung finden, dass die Krise nicht eskaliert?
Da sind unterschiedliche Handlungen erfor-
derlich. Zudem ist klar, dass Sanktionen
nicht immer automatisch wirken. Auch
wenn wir bei uns im Lande Strafen einfüh-
ren, heißt das ja nicht, dass keiner mehr da-
gegen verstößt. Das bedeutet vor allem, dass
wir ein deutliches Signal senden.

Die Präsidentin der Europäischen Kommis-
sion, Ursula von der Leyen, hat auch schon
mit Sanktionen seitens der EU gedroht. Da-
von gab es in der Vergangenheit genügend.
Wie wirksam sind sie dann überhaupt?
Wenn es um Prinzipien geht und um poten-
zielle Nachahmer, macht man klar: Wer mit
einer Armee einseitig in Europa Grenzen ver-
schiebt, der kriegt Probleme. Das ist ein
wichtiges Signal, bei dem es Sinn ergibt, es
zu senden – selbst, wenn Russland es igno-
riert. Bisher bestand die Hoffnung, dass es
nicht zu einer Situation wie der jetzigen
kommt, in der Russland sich ein weiteres
Stück Ukraine einverleiben könnte, ohne
dass jemand etwas dagegen unternimmt. Die
Wirksamkeit hängt natürlich auch von der
Art der Sanktionen ab: Es gibt die, die rich-
tig wehtun, und welche, die eher symbolisch
sind.

Und welche tun richtig weh?
Bisher sollten die Sanktionen vor allem
smart sein, also gezielt: Es werden nur die-
jenigen getroffen, die wirklich schuld sind.
Die meisten der Sanktionen richten sich also
gegen konkrete Personen, denen man unter-
stellt, dass sie Einfluss auf politische Posi-
tionen haben. Denen tut man richtig weh,
wenn sie Wirtschaftsinteressen haben und
man sie daraufhin komplett aus dem Rennen
nimmt. Sanktionen wie zum Beispiel die Erd-
gasimporte nach Deutschland zu stoppen,
treffen den russischen Staatshaushalt, aber
auch die Wirtschaft. Dann leidet zusätzlich
die Bevölkerung, die eigentlich keine Schuld
trägt. Allerdings ist auch zu bedenken:
Würde ausschließlich Nord Stream 2 nicht in
Betrieb genommen werden, würde Russland
die Ukraine als Transitland für ihr Erdgas
nutzen. Ein wirtschaftlicher Schaden würde
also vor allem dann entstehen, wenn
Deutschland gar nicht mehr aus Russland
importiert – weder durch die Ukraine noch
durch die Ostsee.

Welche Handlungen wären in diesem Fall
denkbar?

Russland – lieber gefürchtet als gemocht

Russland hat rund 180.000 Soldaten an der Grenze zur Ukraine zusammengezogen. FOTO: MIKHAIL METZEL

Wenn es uns nur um die Regeln geht und da-
rum zu sanktionieren, wenn sie nicht einge-
halten werden, ist Deutschland über Nord
Stream 2 mitten im Geschehen. Wenn wir die
Krise lediglich deeskalieren wollen, ohne
Rücksicht auf unsere Prinzipien zu nehmen,
stellt sich wiederum auch die Frage, was
Russland eigentlich will. Geht man davon
aus, dass Russland wirklich im Frühjahr in
die Ukraine einmarschieren will – was ja der
amerikanische Geheimdienst zu behaupten
scheint – wäre es wichtig, der Ukraine mili-
tärisch zu helfen und abzuschrecken.

Ob Wladimir Putin dieses Risiko wirklich
eingehen würde, gilt als umstritten. Was will
Russland dann erreichen?
Die andere Möglichkeit ist, dass es Russland
gar nicht um die Ukraine geht, sondern um
die USA und Biden und darum, ein gleichbe-
handelter Partner zu sein. Dass Russland zei-
gen will: Hört uns zu, wir sind wichtig, ihr
könnt uns nicht einfach ignorieren – und
wenn ihr das tut, machen wir so viele Prob-
leme, bis ihr das bedauert. Dann gibt es solch
ein Gespräch wie diese Woche zwischen Bi-
den und Putin, bei dem Russland mit den
USA auf Augenhöhe verhandelt. In so einem
Fall ist es für Deutschland nicht möglich, viel
zu tun. Russland will vor allem deutlich ma-
chen: Das Gebiet Belarus, Ukraine und Süd-
kaukasus gehört zu unserer Einflusszone, da
hat der Westen nichts verloren – selbst, wenn
wir das Völkerrecht verletzen. Für Russland
scheint es in der internationalen Politik
wichtiger zu sein, gefürchtet als gemocht zu
werden. Verfolgt man diese Logik, ergibt es

aus russischer Sicht Sinn, mit der Armee auf-
zutreten. Russland scheint davon auszuge-
hen, dass auch der Westen rein geostrate-
gisch denkt, dass die ganze Debatte um Völ-
kerrecht und Menschenrechte nur vorge-
schoben und instrumentalisiert wird und es
den westlichen Staaten eigentlich um Groß-
machtpolitik und Einflusszonen geht. Diese
Interpretation geht aus meiner Sicht zu weit.
Aber wenn Russland das glaubt, sind Zeichen
der Stärke wichtig – das erklärt viele Hand-
lungsweisen.

Und die Ukraine selbst?
Die Idee, dass die Ukraine auch ein souverä-
ner Staat ist und dass sie auch für sich ent-
scheiden kann, geht hier völlig verloren. Die
Ukraine hat sich selbst intern und freiwillig
Richtung EU orientiert. Die öffentliche Mei-
nung dort ist gekippt, nachdem Russland die
Krim annektiert hat.

Es gibt verschiedene Vermutungen darüber,
warum Putin ausgerechnet diesen Zeitpunkt
gewählt hat, die Truppen zu stationieren.
Welche Rolle spielt die jetzige Phase der Re-
gierungsbildung in Deutschland dabei? An-
gela Merkel galt immerhin als Bundeskanz-
lerin, die den Konflikt zwischen Russland
und der Ukraine gut im Blick hatte.
Ich kann Putin nicht in den Kopf sehen, aber
ich glaube nicht, dass er Deutschland für so
wichtig hält. Deutschland spielt eine Rolle,
aber das bezieht sich eher auf Nord Stream
2. Gerade ist der Moment, in dem über die
Pipeline entschieden wird und in dem deut-
lich wird, dass mit der Einigung zwischen

Merkel und Biden noch nicht alles geklärt
ist. Hinzu kommt, dass der Winter auch bei
uns jetzt kälter wird – wir merken, dass wir
das russische Erdgas brauchen. Das ist ein
günstiger Zeitpunkt, um Druck zu machen.
Es gab ein ähnliches Szenario mit einem

Truppenaufmarsch an der ukrainischen
Grenze schon mal im Frühjahr dieses Jahres,
kurz nachdem Biden Präsident wurde – des-
halb glaube ich nicht, dass die Situation jetzt
zwingend etwas mit der neuen Bundesregie-
rung zu tun hat. Im Zweifelsfall ist dies eher
ein neuer Anlauf mit Blick auf den amerika-
nischen Präsidenten.

Für wie wahrscheinlich halten Sie über-
haupt eine Invasion?
Ich kann mir nicht vorstellen, dass Russland
eine Invasion riskiert, weil das wirklich
schwer zu kalkulieren ist. Ich muss aber dazu
sagen: Viele hätten sich auch nicht vorstel-
len können, dass Russland die Krim annek-
tiert. Solche Entscheidungen werden manch-
mal einfach spontan getroffen, das ist der
Punkt in einem autoritären Regime: Wenn
ein kleiner Führungskreis sagt, wir wollen
das, dann wird das auch gemacht. Trotzdem
würde ich mich sehr wundern, wenn die rus-
sische Führung einen Krieg in Kauf nimmt,
weil sie wirtschaftlich noch zu sehr mit dem
Westen verflochten ist und beim Zahlungs-
system oder beim Energiehandel ein sehr
großes Risiko eingehen würde. Der russi-
schen Führung ist bewusst, dass sie die
Unterstützung ihrer Bevölkerung braucht –
und die hat sie im Zweifel nicht mehr, wenn
es eine richtig harte Wirtschaftskrise gibt.
Die Situation ist sehr komplex, weil so viele
verschiedene Faktoren einspielen, dass es
auch für die Beteiligten nicht wirklich ab-
schätzbar ist, was passiert. Alle tappen im
Dunkeln. Und es stellt sich immer die Frage,
was ein Land dem anderen unterstellt und
wie konfliktbereit es selbst ist. Wir wissen
aus vergleichbaren Fällen: Solche Konflikte
können ewig andauern, und sie können auch
unerwartet eskalieren, wenn eine Seite sich
Vorteile erhofft. Auf dem Gebiet der ehema-
ligen Sowjetunion gibt es mehrere solcher
Konflikte, etwa zwischen Armenien und
Aserbaidschan, wo es vergangenes Jahr zum
Krieg kam.

Das Gespräch führte Patricia Friedek.

Heiko Pleines
leitet den Arbeitsbereich
Politik und Wirtschaft der
Forschungsstelle Ost-
europa an der Uni Bre-
men. Er beschäftigt sich
mit Russland und der Uk-
raine und hat auch zur
Krim-Annexion geforscht.FO
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G7-Vertreter wollen zum Dialog zurückkehren

D ie Außenminister der führenden
westlichen Wirtschaftsnationen ha-
ben sich nach Angaben von Außen-

ministerin Annalena Baerbock (Grüne) auf
gemeinsame Grundsätze gegenüber Russ-
land, China und Iran verständigt. Die
G7-Staaten seien sich einig, dass es in Europa
zu keiner Grenzverschiebung kommen
könne, sagte Baerbock am Sonnabend. Es sei
klare gemeinsame Haltung, „dass eine Über-

schreitung dieser Grenze enorme politische
und wirtschaftliche Konsequenzen haben
würde“.

Mit Blick auf die Ukraine-Krise sagte Ba-
erbock, vom G7-Treffen solle das Signal aus-
gehen, „dass wir klar zum Multilateralismus
und vor allen Dingen zum Völkerrecht ste-
hen“. Das heiße auch, trotz der angespann-
ten Lage alles zu tun, um zum Dialog zurück-
kehren zu können. Sie nannte das Norman-
die-Format zwischen von Deutschland,
Frankreich, der Ukraine und Russland sowie

die Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa als mögliche Verhand-
lungsplattformen.

Einstimmigkeit gebe es in der Runde, dass
China „Partner ist bei all den globalen Fra-
gen, die uns weltweit bewegen, aber eben
auch Wettbewerber und Systemrivale“, so
Baerbock. Man wolle eine Zusammenarbeit
mit China unter fairen Bedingungen und der
Achtung der Menschenrechte erreichen.

Angesichts der stockenden Atomgesprä-
che mit dem Iran in Wien sagte Baerbock:
Das Angebot der Iraner bedeute, dass man
in den Verhandlungen um sechs Monate zu-
rückfalle. Der Iran habe massiv Vertrauen
verspielt. Es werde dennoch an einer diplo-
matischen Lösung gearbeitet.

Die G7 agiere als Gruppe, „die nicht gegen
jemanden arbeitet, sondern für etwas ein-
tritt“, betonte Baerbock. Die Zusammen-
arbeit beruhe auf dem gemeinsamen Ver-
ständnis einer globalen Wirtschaft, das auf
Werten von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit
und Menschenrechten basiere und an einem
fairen Welthandel und an einem fairen Mit-
einander interessiert sei. Deutschland über-
nimmt zum Jahreswechsel von Großbritan-
nien den Vorsitz der G7, zu der neben Frank-
reich und den USA auch Italien, Japan und
Kanada gehören.

von Jörg Blank

Die britische Außen-
ministerin Liz Truss
(l.) begrüßt ihre
deutsche Kollegin
Annalena Baerbock
zum G7-Treffen. The-
men sind aktuelle
geopolitische Her-
ausforderungen wie
der Ukraine-Konflikt.
FOTO: OLIVIER DOULIERY

ANZEIGE

Am Wall 137 - 139, 28195 Bremen
Tel. (0421) 696644-0
www.die-perfekte-kreuzfahrt.de

Attraktive Sonderpreise
Jetzt kurzfristig buchen & verreisen

* PUR-Tarif inkl. Flug: Preise in Euro p. P. im PUR-Tarif (limitiertes Kontingent) bei 2er-Belegung inkl. Flug nach Verfügbarkeit
mit allen Abgaben und Zuschlägen, auch zur Luftverkehrssteuer und Transfers.

Reiseveranstalter: TUI Cruises GmbH, Heidenkampsweg 58, 20097 Hamburg.
Reisevermittler: Reisetreff, Matthias Preusche, Am Wall 137 - 139, 28195 Bremen. Änderungen vorbehalten.

Dubai mit Katar
8 Tage mit Mein Schiff 6

8 Tage – Inkl. Flug

ab849,-

Termine, Route & Preise inkl. Flug* Innen Außen Balkon
06. Jan. - 13. Jan. 2022 Kanaren mit Madeira II 749,- 849,- 899,-
06. Jan. - 20. Jan. 2022 Kanaren mit Madeira II & Kapverdische Inseln 1.249,- 1.449,- 1.549,-
27. Jan. - 03. Feb. 2022 Kanaren mit Madeira II 799,- 899,- 949,-
27. Jan. - 10. Feb. 2022 Kanaren mit Madeira II & Kapverdische Inseln 1.199,- 1.399,- 1.499,-
03. Feb. - 10. Feb. 2022 Kapverdische Inseln 849,- 949,- 999,-
03. Feb. - 17. Feb. 2022 Kapverdische Inseln und Azoren 1.249,- 1.449,- 1.549,-
10. Feb. - 17. Feb. 2022 Azoren 849,- 949,- 999,-
10. Feb. - 24. Feb. 2022 Azoren und Kanaren mit Madeira I 1.299,- 1.499,- 1.599,-

Kanarische Inseln
mit Kapverden, Azoren oder Madeira
8 oder 15 Tage mit Mein Schiff 3

Kanaren mit Madeira und/oder Lanzarote
8 oder 15 Tage mit Mein Schiff 4

8 Tage – Inkl. Flug

ab749,-

Termine, Route & Preise inkl. Flug* Innen Außen Balkon
16. Jan. - 23. Jan. 2022 Kanaren mit Lanzarote 749,- 849,- 899,-
16. Jan. - 30. Jan. 2022 Kanaren mit Lanzarote und Madeira III 1.099,- 1.299,- 1.399,-
23. Jan. - 30. Jan. 2022 Kanaren mit Madeira 749,- 849,- 899,-
23. Jan. - 06. Feb. 2022 Kanaren mit Madeira und Lanzarote 1.099,- 1.299,- 1.399,-
30. Jan. - 06. Feb. 2022 Kanaren mit Lanzarote 799,- 899,- 949,-
30. Jan. - 13. Feb. 2022 Kanaren mit Lanzarote und Madeira III 1.149,- 1.349,- 1.449,-
06. Feb. - 13. Feb. 2022 Kanaren mit Madeira III 799,- 899,- 949,-
06. Feb. - 20. Feb. 2022 Kanaren mit Madeira III und Lanzarote 1.149,- 1.349,- 1.449,-

Preise*: Innen Außen Balkon
Inkl. Flug ab 2.099,- ab 2.249,- ab 2.549,-

Reisezeitraum: 21. Dez. 2021 bis April 2022
- 14-tägig ab/bis La Romana/Dom. Rep.
- 14-tägig ab/bis Barbados

Karibik 15 Tage mit Mein Schiff 2

Termine & Preise inkl. Flug* Innen Außen Balkon
17. Jan - 24. Jan. 2022 849,- 949,- 1.049,-
31. Jan.- 07. Feb. 2022 899,- 999,- 1.049,-
14. Feb. - 21. Feb. 2022 949,- 1.049,- 1.099,-

Termin:
19. Jan. - 23. Feb. 2022
- ab/bis Bremerhaven

Balkon: 4.999,-

Karibik 36 Tage mit Mein Schiff 1

Buchbar bis

zum 13.12.2021


